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Peter Ulrich hat nicht viel Zeit. Aus Zürich
kommend ist er im Stau stecken ge-
blieben. Zum Interview erscheint er
deshalb verspätet. Und in einer knappen
Stunde steht schon der nächste Termin
an. Der Wirtschaftsethiker ist in der von
der SPD angestoßenen Kapitalismus-
Debatte ein gefragter Mann. Doch in
Hektik gerät er deshalb nicht. In einem
kleinen, alten Haus neben dem moder-
nen St. Gallener Universitätskomplex ist
sein Institut für Wirtschaftsethik angesie-
delt. Er ist der Leiter. An seinem Büro ist
das nicht abzulesen: Es ist nachgerade
winzig. Ulrich öffnet das Fenster, lässt die
Frühlingssonne ins Zimmer und holt sich
einen Espresso. So viel Zeit muss sein.

Herr Professor Ulrich was fällt
Ihnen spontan bei dem Wort
„Kapitalismus“ ein?

Eine Einschätzung, die ich vor 15 Jah-
ren, also nach dem Fall der Berliner
Mauer, in einem Interview geäußert
habe. Nämlich, dass all die Euphorie
nicht darüber täuschen solle zu glau-
ben, der Kapitalismus habe endgültig
über den Sozialismus gesiegt.

Hat er nicht?

Nein, die Geschichte ist nicht zu Ende.
Es war klar, dass das westliche Wirt-
schaftsmodell über kurz oder lang in
eine tiefe Krise geraten wird.

In der wir heute sind?

Ja. Eine Krise, die nicht auf einmal
kam. Sondern in Schüben. Wir sind ge-
rade in einem solchen Schub.

Was ist die Ursache?

Wir leben in einer Marktwirtschaft mit
Schlagseite. Die Schlagseite besteht
darin, dass vorentschieden ist, was Ziel
und was Mittel ist. Ziel ist immer die
Kapitalrendite, und zwar ihre Maxi-
mierung. Alles andere ist Mittel: die Be-
friedigung von Konsumentenbedürf-
nissen, die Schaffung von Arbeitsplät-
zen, die gesellschaftlichen Aufgaben –
ein kapitalistisches System eben.

Der Begriff „Kapitalismus“ mag
einseitig klingen, doch das System
ist es nicht: Die Kapitalseite ver-
sucht ihre Rendite zu maximieren,
genauso wie die Angestellten ihre
Einkommen. Und die Konsumen-
ten suchen nach den besten und/
oder billigsten Produkten.

Aber am längeren Hebel sitzt derjeni-
ge, der warten kann. Und das ist das
Kapital. Wer nur über seine Arbeits-
kraft verfügt, der muss diese Arbeits-
kraft verkaufen und zwar dringend, um
nämlich seinen Lebensunterhalt zu
verdienen. 

Er kann aus einem bestehenden
Arbeitsverhältnis heraus eine Stelle
suchen, die ihm mehr zusagt. Zum
Beispiel eine mit höherem Gehalt.

So es diese Stellen gibt. Denn mit der
Globalisierung hat sich einiges geän-
dert. Die Asymmetrie zwischen dem
Produktionsfaktor Kapital und Arbeit

hat sich drastisch verschärft. Das Kapi-
tal ist hoch mobil, es kann letztlich vir-
tuell seinen Standort ändern, vom
Computer aus. Die Arbeitnehmer da-
gegen sind mehr oder weniger heimat-
verwurzelt und immobil. 

Die Globalisierung ist schuld an
der Arbeitslosigkeit?

Das Wirtschaftswunder der Nach-
kriegszeit hat nicht zuletzt darauf be-
ruht, dass die Arbeitnehmer in der La-
ge waren, ihren Anteil am Produktivi-
tätsfortschritt einzufordern, und zwar
in genau zwei Formen: der Steigerung
der Reallöhne und der Kürzung der
Normalarbeitszeit. Damit ist es vorbei.
Die Kaufkraft hat abgenommen, die
Arbeitslosigkeit zu. Die Logik der gan-
zen marktwirtschaftlichen Dynamik –
die durch die Globalisierung beschleu-
nigt wurde – besteht darin, dass der
Einsatz menschlicher Arbeit mit dem
Produktivitätsfortschritt systematisch
wegrationalisiert wird.

Eine kühne These, dass Deregulie-
rung prinzipiell zu Arbeitslosigkeit
führt.

Wir haben 15 Jahre hinter uns, in denen
die Politik konsequent nach dem Cre-
do der Deregulierung agiert hat. Die
Folge: Der Wettbewerbs- und Leis-
tungsdruck auf alle Akteure hat zuge-
nommen. Das ergibt zwar letztlich den
gewünschten Produktivitätsfort-
schritt. Doch die Kehrseite – nämlich
die Arbeitslosenzahlen – sehen wir tag-
täglich in den Zeitungen. 

Aber das ist doch keine Zwangs-
läufigkeit. Das Beispiel Groß-
britannien zeigt: Unter anderem
die Flexibilisierung des Arbeits-
marktes schafft Wachstum und
stetig sinkende Arbeitslosenzahlen.
Man kann also beides haben:
Wachstum und genügend Arbeits-
plätze. So lange die Menschen
Wünsche haben und diese Wün-
schen von anderen Menschen
erfüllt werden können, wird die
Arbeit nicht ausgehen.

Gegenbeispiel Frankreich: In den letz-
ten fünf Jahren sind dort die ökonomi-
schen Zahlen deutlich besser als die
von Deutschland, obwohl die neolibe-
ralen Ökonomen vor dramatischen
Folgen der dort gesetzlich festgelegten
Senkung der Wochenarbeitszeit ge-
warnt haben.

Wir müssen also die Arbeit umver-
teilen?

Die alte Lösung, ganz besonders im
Nachkriegsdeutschland, hieß: Wer ar-
beiten will, der kann arbeiten, der
bringt’s zu was. Der Arbeitsmarkt hat
die soziale Integration geleistet. Über
den Arbeitsmarkt wurden Einkom-
men, aber auch gesellschaftliche Aner-
kennung verteilt. Heute leistet der Ar-
beitsmarkt dies nicht mehr für alle.

Folgen wir einmal Ihrer These,
dass es immer weniger Erwerbs-
arbeit gibt, welche Schlussfolge-
rungen wären daraus zu ziehen?

Es gibt drei Möglichkeiten. Erstens: Wir
können eine zunehmend gespaltene

Gesellschaft in Kauf nehmen. Also den
amerikanischen, zum Teil britischen
Weg gehen. Das heißt, die Zahl der
Working Poor nimmt zu, die Einkom-
mens- und Vermögensverteilung geht
weiter auseinander, das Ideal einer
Bürgergesellschaft wird aufgegeben.
Außer wenigen Marktfundamentalis-
ten will das auf dem europäischen
Kontinent niemand.

Zweitens?

Wenn der Arbeitsmarkt die nötigen
Stellen nicht von selbst schafft, müssen
wir neue Mechanismen finden, um alle
Arbeitsfähigen an der knapper wer-
denden Erwerbsarbeit zu beteiligen. 

Wie soll das geschehen?

Wir brauchen ein Agreement zwischen
den Tarifpartnern und der Politik, wäh-
rend 10, 20 Jahre auf Reallohnsteige-
rungen zu verzichten. Der Produktivi-
tätsgewinn sollte vielmehr systema-
tisch genutzt werden, um die Normal-
arbeitszeit zu verkürzen.

Über die Verteilung des Erwirt-
schafteten entscheidet in einer
Marktwirtschaft eigentlich der
Markt…

… Was heißt „der Markt“? Der Markt
allein definiert noch keine Wirtschafts-
ordnung. Er ist nur ein elementarer Ko-
ordinationsmechanismus. Eine
Marktwirtschaft ist eine komplexe
Kombination von rechtsstaatlichen
Rahmenbedingungen und Anreiz-
strukturen. Dieses Arrangement ist
von jeder Generation so neu zu tunen,
dass die Ergebnisse gemeinwohldien-
lich sind. Wenn der Arbeitsmarkt das
nicht mehr leistet, dann brauchen wir
eine umfassende Arbeitspolitik, die
knappe Erwerbsarbeit gerecht verteilt.

Damit am Ende alle eine Arbeit
haben?

Ja, soweit möglich. Es gibt aber noch ei-
ne dritte Option.

Und die wäre?

Wenn der Arbeitsmarkt die entschei-
dende Funktion, möglichst alle Bürger
mit Erwerbskraft zu versorgen, nicht
mehr leistet, dann müssen wir eben ei-
nen Teil des Bruttosozialprodukts mit
anderen Methoden verteilen. 

Wie?

Wir könnten einen Teil des Bruttosozi-
alprodukts in Form eines Grundein-
kommens für jedermann ausgeben.
Wer Bürger eines Landes und volljährig
ist, hätte Anspruch auf ein solches
Grundeinkommen. Wie weit er darü-
ber hinaus noch erwerbstätig sein
möchte, bleibt ihm überlassen. Wer
Kinder aufzieht, erhält zusätzlich zum
Beispiel ein halbes Grundeinkommen
pro Kind. Wirkt übrigens auch gut ge-
gen die so genannte Überalterung der
Gesellschaft.

Aha. Und wie hoch sollte dieses
Grundeinkommen sein?

Man sollte dabei ökonomische Ge-
sichtspunkte beachten, sodass nicht

die Anreize zur Produktivitätssteige-
rung und der Standort kaputt gemacht
werden. Entscheidend aber ist: Wollen
wir den Zwang eines jeden, sich im
Wettbewerb zu verkaufen? Oder eben
die grundlegende Alternative: eine zi-
vilisierte, hoch entwickelte Gesell-
schaft mit zeitgemäßen Bürgerrech-
ten, zu denen eben auch sozioökono-
mische Rechte gehören? 

Hört sich schön an. Aber nochmals
die Frage: Wie hoch sollte das
Grundeinkommen sein?

Es müsste schrittweise aufgebaut wer-
den, sodass es wiederum aus dem Pro-
duktivitätsfortschritt finanziert wer-
den könnte. Zunächst wäre es noch
längere Zeit nicht existenzsichernd.
Doch der Bedarf nach Arbeitslosen-
und Sozialhilfe würde sukzessive sin-
ken. Wie hoch das Grundeinkommen
am Ende sein soll, ist keine rein ökono-
mische, sondern eine politische, also
demokratisch zu entscheidende Frage.
Es geht um die Gesellschaft, in der wir
leben wollen. Die Pointe ist: Wenn je-
der ein bedingungsloses Grundein-
kommen erhält, gibt es keine Stigmati-
sierung mehr. Ein allgemeines Bürger-
recht zu haben ist etwas ganz anderes
als zu den „Versagern“ zu gehören, die
auf „Sozialhilfe“ angewiesen sind. 

Warum aber sollte dann noch
jemand arbeiten gehen?

Erstens weil nur die Kombination von
Grundeinkommen und Erwerbsein-
kommen einen hohen Lebensstandard
ermöglicht, und zweitens weil die Er-
werbsarbeit für die meisten Menschen
weit mehr als nur Einkommen bedeu-
tet, nämlich innere Erfüllung und
Selbstwertgefühl. Wäre allerdings das
Grundeinkommen zu hoch, so wäre
der Anreiz, eine Erwerbsarbeit anzu-
nehmen, gering. Wäre umgekehrt das
Grundeinkommen zu tief, so würde
sich nur eine kleine Minderheit damit
zufrieden geben und es würden weiter-
hin fast alle in den Arbeitsmarkt drän-
gen. Es käme darauf an, Grundein-
kommen und Lohnanreize so auszu-
balancieren, dass weder Arbeitslosig-
keit noch Arbeitskräftemangel besteht.
Sie sehen, mit dem dualistischen Ein-
kommensverteilungskonzept lässt
sich im Prinzip der Arbeitsmarkt wie-
der ins Gleichgewicht bringen!

Eine Balance, die – wenn über-
haupt – schwer zu finden sein
wird. 

Sie muss sich volkswirtschaftlich ein-
pendeln. Wenn aber die Menschen
diese kleine Freiheit gewinnen, dass sie
sagen können, ich muss nicht mehr je-
den Drecksjob annehmen, meine Exis-
tenz auf bescheidenem Niveau ist gesi-
chert, so würden die Arbeitnehmer auf
dem Arbeitsmarkt ein stärkerer Ver-
handlungspartner. Die Arbeitgeber
müssten sich anstrengen, attraktive
Jobs anzubieten, und das käme wie-
derum dem Produktivitätsfortschritt
und Strukturwandel der Volkswirt-
schaft zugute. Und da die Exis-
tenzängste der Bürger geringer wären,
würden sie auch wieder mehr kaufen. 

DAS GESPRÄCH FÜHRTE
JOHANNES EBER

Für den Wirtschaftsethiker Peter Ulrich ist das marktliberale Wirtschaftsmodell gescheitert 

„Der Kapitalismus hat nicht gesiegt“

WIRTSCHAFT IN KOOPERATION MIT

Von Liberalisierung und Deregulie-
rung zum Beispiel hält Peter Ulrich
wenig. Das führe zur Entfesselung
der Wirtschaft, wodurch der Leis-
tungsdruck auf die Arbeitenden
nur noch weiter zunehme. Nein,
ein Mainstream-Ökonom ist der
Wirtschaftsethiker Ulrich nicht. Er
hat an der Schweizer Universität
Fribourg studiert, in Basel pro-
moviert und an der privaten
Universität Witten-Herdecke habili-
tiert. Seit 1987 ist er Inhaber des
Lehrstuhls für Wirtschaftsethik an
der Universität St. Gallen, seit
1989 Gründungsdirektor des
dortigen Instituts für Wirtschafts-
ethik. Der 1948 in Bern geborene
Ulrich ist verheiratet und hat zwei
Kinder. Soeben ist sein Buch
„Zivilisierte Marktwirtschaft – Eine
wirtschaftsethische Orientierung“
im Herder-Verlag erschienen. Sein
Standardwerk „Integrative Wirt-
schaftsethik – Grundlagen einer
lebensdienlichen Ökonomie“ ist in
mehrere Sprachen übersetzt.
(ebe/Bild: Eber)

Professor Peter Ulrich

Da haben die
Manager eine
Chance vertan.

Oder genauer gesagt:
Einige Manager haben
sie vereitelt. Statt dem
Vorbild zahlreicher ande-
rer Vorstandskollegen zu
folgen, freiwillig ihre
Gehälter offenzulegen,
und der leidigen Debatte
damit ein Ende zu be-
reiten, beharrten sie auf
der Geheimniskrämerei
um ihre Bezüge. Ob
Jürgen Schrempp (Daim-
ler-Chrysler), Wendelin Wiedeking
(Porsche), Helmut Panke (BMW)
oder Jürgen Hambrecht (BASF):
Nach wie vor verteidigen sie vehe-
ment ihre Position. Bislang weisen
nur 20 von 30 im Dax gelistete Kon-
zerne die Vergütungen ihrer Vor-
stände im Einzelnen aus. Im M-Dax
und S-Dax verweigern sogar über 60
Prozent der Unternehmen eine
detaillierte Auskunft. Doch das wird
bald ein Ende haben. Denn es steht
nicht zu erwarten, dass der jetzt
eingebrachte Gesetzentwurf von
Justizministerin Brigitte Zypries, der
die Offenlegung vorschreibt, noch
abgelehnt wird.

Gewonnen haben die Verweigerer
also nichts. Eher verloren: Vertrauen
schafft man mit einer solchen Hal-
tung nicht. Sie erweckt vielmehr den
Eindruck, als ob einige
Vorstände etwas zu ver-
bergen hätten. Dabei
hätte es dem derzeit
reichlich ramponierten
Ansehen der Manager-
zunft gut getan, freiwillig
einzulenken. Denn unbe-
gründet – oder gar unmo-
ralisch – ist die Forde-
rung nach einer Of-
fenlegung der Bezüge
nicht. Während selbstständige Unter-
nehmer hohe Risiken auf sich neh-
men, ihr Kapital einsetzen und oft
mit dem eigenen Familienvermögen
haften, sind die Vorstände leitende
Angestellte von Unternehmen, die
den Aktionären gehören. Kontrolliert
und vergütet werden sie bislang vom
Aufsichtsrat. Beide Gremien sind
allerdings – was die handelnden
Personen betrifft – in Deutschland
eng verflochten. Der Vorstand des
einen Unternehmens ist Aufsichtsrat
bei einem anderen Konzern oder der
Aufsichtsratschef leitete früher selbst
den Vorstand und hat nun einen
Ruhestandsposten. Da ist die Gefahr
von gegenseitigen Großzügigkeiten
nicht von der Hand zu weisen. Von
einer echten Kontrolle jedenfalls
kann nicht die Rede sein. Von daher
ist es nur recht und billig, dass jetzt
auch die Eigentümer des Unter-
nehmens, nämlich die Aktionäre,
erfahren, was sie der Mann oder die
Frau an der Spitze denn eigentlich

kostet. 
Deutschland prescht da

im Übrigen keineswegs vor:
In anderen Staaten ist eine
solche Offenlegung schon
längst gang und gäbe. Ob
USA, Schweden, Frank-
reich oder Großbritannien:
In allen Ländern wissen die
Anteilseigner seit Jahren
genau, was ihre Manager
verdienen. Da ist es an der
Zeit, dass die Globalisie-
rung auch hier voran-
schreitet. Denn oft sind es
gerade die Stimmen der

deutschen Verweigerer, wie etwa
Jürgen Schrempp, die bei den Dis-
kussionen um die Manager-Bezüge
auf die internationalen Gepflogen-
heiten verweisen und davor warnen,
dass eine zu geringe Entlohnung in
Deutschland talentierte Führungs-
kräfte ins Ausland treiben würde.
Wer aber eine solche internationale
Angleichung vertritt, die – nebenbei
bemerkt – in den vergangenen Jah-
ren schon ein gutes Stück voran-
gekommen ist, sollte auch die ver-
meintlich unangenehmen Seiten der
angelsächsischen Konzerne, nämlich
die transparente Bezahlung und die
tatsächliche Kontrolle der Aktionäre,
akzeptieren.

Die Gesetzeslage in den genannten
Ländern zeigt darüber hinaus, dass
das Argument einer dann einsetzen-

den Nivellierung der Vor-
standsvergütungen nicht
zieht. Nach wie vor gibt es
dort noch sehr deutliche
Unterschiede, von Gleich-
macher-Gehältern kann
also keine Rede sein. Auch
die vielfach beschworene
Gefahr einer Neid-Debatte
ist übertrieben: Weder in
den USA noch in Schwe-
den hat die Offenlegung

der Vorstandsbezüge zu einem ge-
sellschaftlichen Aufschrei geführt.
Wenn die Gehälter den Leistungen
der Wirtschaftskapitäne entsprechen,
wird dies kein Aktionär – und auch
kein Arbeitnehmer – in Abrede stel-
len.

Eines sollten die Verweigerer in
ihrem Unmut jedenfalls nicht ver-
gessen: Wer stets von Leistung
spricht, sollte auch seine eigene
Leistung messen lassen. Eine Richt-
schnur dafür ist nun einmal die
Vergütung. Nur wenn die Aktionäre,
also die Eigentümer, diese kennen,
können sie beurteilen, ob ihre Spit-
zenkräfte verdienen, was sie ver-
dienen. Abgesehen davon liegt etwas
mehr Offenheit auch im eigenen
Interesse der Top-Manager. Ist sie
doch Grundvoraussetzung dafür,
Vertrauen zu schaffen – Vertrauen bei
den Anlegern, aber auch in die
Marktwirtschaft, die nur bei ent-
sprechender Transparenz wirklich
funktionieren kann.

Unbegründet –
oder gar unmo-
ralisch – ist die
Forderung
nach einer
Offenlegung
der Bezüge
nicht.

MANAGER-GEHÄLTER

Ende der Geheimsache

VON
HILDEGARD

LINSSEN 

T H E M A  D E R  W O C H E

München/Ravensburg – Es könnte die
letzte Hauptversammlung der RTV Fa-
mily Entertainment AG gewesen sein.
Das Tochterunternehmen der Ravens-
burger AG kann seine Schulden nicht
mehr tilgen, und nun wollen auch
noch entrüstete Kleinanleger auf
Schadenersatz klagen.

Die Gesellschaft mit Sitz in Mün-
chen, die sich auf den Rechtevertrieb
und die Produktion von Kinderfilmse-
rien wie „Dragon Hunters“, „Fairly
Odd Parents“ oder „Ravensburger TV“
spezialisiert hat, steht am Abgrund.
Das räumte Vorstand Markus Reischl
gestern vor Aktionären unumwunden
ein, als er sagte: „Wir werden über den
Fortbestand von RTV reden müssen.“ 

Der Konzern, der zu Zeiten des
Booms am Neuen Markt noch hoch
fliegende Pläne hegte und lange vom
positiven Image des Spielefabrikanten
Ravensburger AG profitierte, hat das
Jahr 2004 mit einem Umsatz von gera-
de noch 6,4 Millionen Euro abge-
schlossen. Dem stehen Schulden ge-
genüber, die sich mittlerweile auf rund
28 Millionen Euro summiert haben.
Den Großteil davon wollen die Konsor-
tialbanken Deutsche Bank und Baden-
Württembergische Bank Ende dieses
Jahres sehen. Sollte es zu keiner weite-
ren Stundung kommen, sei die Insol-

venz unausweichlich, so Vorstand
Reischl.

Außerdem bereiten Aktionäre eine
Schadenersatzklage gegen RTV vor, die
von Burkhart Ceppa angeführt wer-
den, dem Gründer der „Interessenge-
meinschaft Ravensburger Kleinanle-
ger“ mit angeblich 50 Mitgliedern.
Burkhart rief die Hauptversamm-
lungsteilnehmer auf, sich dieser Klage
anzuschließen und „die Verantwortli-
chen in Haftung zu nehmen“.

Ceppa hat schon 2003 bei der Staats-
anwaltschaft in München Strafanzeige
gegen Vorstände und Aufsichtsräte
von RTV erstattet, im Kern geht es um
seinen Vorwurf, der Konzern habe die
Lage des Unternehmens seit 1999 in
der Öffentlichkeit und gegenüber den
Aktionären vorsätzlich geschönt dar-
gestellt. RTV-Aufsichtsratschef Johan-
nes Kreile wehrte sich: Ceppa verbreite
„Verleumdungen“, die Staatsanwalt-
schaft habe lediglich Vorermittlungen
aufgenommen. Doch der Aktieneigner
zeigte kurz darauf ein Schreiben der
Staatsanwaltschaft mit dem Aktenzei-
chen 302 Js 41579/03.

Damit war er noch nicht am Ende. Er
warf der Ravensburger AG, die 89,3
Prozent des Grundkapitals hält, vor,
die Filmfirma ausgebeutet zu haben,
um damit Verluste beim Ravensburger
Spieleland und einem missglückten
Engagement in Frankreich auszuglei-
chen. 

Böses Ende droht
RTV Family Entertainment AG steht vor Insolvenz 
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